
 

ÜBERSETZUNG 

STAATSRAT 

Gesetzgebungsabteilung 

Gutachten 63.649/2 

vom 3. Juli 2018 

über 

einen Vorentwurf eines Dekrets der Deutschsprachigen Gemeinschaft ‚zur 

Billigung des Zusammenarbeitsabkommens vom 29. Dezember 2017 zwischen 

der Flämischen Gemeinschaft, der Wallonischen Region, der Gemeinsamen 

Gemeinschaftskommission und der Deutschsprachigen Gemeinschaft bezüglich 

der Erhöhung der Grenzbeträge der Einkünfte und der Befreiung der Einkünfte 

aus einer Erwerbstätigkeit aufgrund eines Studentenvertrages für Studenten, die 

sich in einer dualen Ausbildung befinden oder die durch einen Lehrvertrag 

gebunden sind‘  
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2/3 Gutachten des Staatsrates 63.649/2 

Am 4. Juni 2018 wurde der Staatsrat, Gesetzgebungsabteilung, von dem 

Minister für Familie, Gesundheit und Soziales der Deutschsprachigen Gemeinschaft darum 

gebeten, innerhalb einer Frist von dreißig Tagen ein Gutachten über einen Vorentwurf eines 

Dekretes ‚zur Billigung des Zusammenarbeitsabkommens vom 29. Dezember 2017 zwischen 

der Flämischen Gemeinschaft, der Wallonischen Region, der Gemeinsamen 

Gemeinschaftskommission und der Deutschsprachigen Gemeinschaft bezüglich der Erhöhung 

der Grenzbeträge der Einkünfte und der Befreiung der Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit 

aufgrund eines Studentenvertrages für Studenten, die sich in einer dualen Ausbildung 

befinden oder die durch einen Lehrvertrag gebunden sind‘ abzugeben. 

 Der Vorentwurf wurde von der zweiten Kammer am 3. Juli 2018 untersucht. 

Die Kammer setzte sich zusammen aus Pierre VANDERNOOT, Kammerpräsident, 

Luc DETROUX und Patrick RONVAUX, Staatsräte, und Béatrice DRAPIER, Greffier. 

Der Bericht wurde von Stéphane TELLIER, Auditor, vorgelegt. 

Das Gutachten, dessen Wortlaut nachstehend wiedergegeben ist, wurde am 

3. Juli 2018 abgegeben. 
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63.649/2 Gutachten des Staatsrates 3/3 

Da der Begutachtungsantrag aufgrund von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 2 der 

am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze ‚über den Staatsrat‘ eingereicht wurde, beschränkt 

sich die Gesetzgebungsabteilung gemäß Artikel 84 § 3 der o.a. koordinierten Gesetze darauf, 

die Rechtsgrundlage des Vorentwurfs
‡
, die Befugnis des erlassenden Organs sowie die 

Einhaltung der vorangehenden Formvorschriften zu untersuchen.  

Was diese drei Aspekte betrifft, ist über den Vorentwurf keine Bemerkung zu 

formulieren. 

DER GREFFIER 

Béatrice DRAPIER 

DER PRÄSIDENT 

Pierre VANDERNOOT 

 

Das Gutachten wurde unter der Aufsicht von Roger WIMMER, Erster Auditor, übersetzt. 

 

 

 

Der Chefgreffier, 

 

Gregory DELANNAY 

 

 

 

 

 

                                                 
‡
 Da es sich um einen Dekretvorentwurf handelt, wird unter „Rechtsgrundlage“ die Übereinstimmung mit den 

höheren Rechtsnormen verstanden. 
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